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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 2 U 310/05 B 

 

 

 
.................... , 
 
 

Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ......................................................... 
 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Unfallkasse Baden-Württemberg, 
Augsburger Straße 700, 70329 Stuttgart, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin, 
 
 
beigeladen: 
 
.................................... 
 
 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 20. Januar 2006 durch den 

Vorsitzenden Richter   S t e e g e   sowie die Richter   K r u s c h i n s k y 

und   Dr.  B e c k e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im 

Urteil des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 22. August 2005 

wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde ist unzulässig. Ihre Begründung entspricht nicht den Anforderungen des 

§ 160a Abs 2 Satz 3 Sozialgerichtsgesetz (SGG). 

 

Wegen grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) ist die Revision 

nur zuzulassen, wenn eine vom Beschwerdeführer aufgeworfene Rechtsfrage 

klärungsbedürftig, in dem anhängigen Rechtsstreit klärungsfähig sowie über den Einzelfall 

hinaus von Bedeutung ist. Dass diese Voraussetzungen gegeben sind, muss schlüssig 

dargelegt und begründet werden. Daran fehlt es.  

 

Das Beschwerdevorbringen beschränkt sich auf den Hinweis, es sei höchstrichterlich zu klären, 

"ob das Ausführen des Hundes eines Dritten eine einem fremden Unternehmen dienende Tätig-

keit darstellt oder nicht, auch wenn eigene Zwecke bei der Ausführung des Hundes zu berück-

sichtigen sind". Abgesehen davon, dass diese Fragestellung auf die Verhältnisse des Einzelfal-

les zugeschnitten ist, fehlen jegliche Ausführungen zur Klärungsbedürftigkeit und 

Klärungsfähigkeit einer so formulierten Rechtsfrage, sodass die Zulässigkeitsvoraussetzungen 

einer Grundsatzrüge schon im Ansatz nicht erfüllt sind. 

 

Da Zulassungsgründe nicht ausreichend vorgetragen sind, war die Beschwerde durch 

Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 2 

Halbs 2 iVm § 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung ergeht in entsprechender Anwendung des § 193 SGG. 
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